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Blumendekoration im 
Treppenhaus ist erlaubt
Die Rechtsprechung ist seit jeher kritisch, 
was das ungefragte Ausweiten des eigenen 
Wohnraumes in Richtung des gemein-
schaftlichen Treppenhauses betrifft. Wer 
anfängt, dort Regale aufzustellen oder 
seine Schuhsammlung zu präsentieren, der 
bekommt regelmäßig Schwierigkeiten. Ein 
Ständer mit Blumentöpfen kann allerdings 
durchaus erlaubt sein. Eine Wohnungs
eigentümerin platzierte an verschiedenen 
Stellen im Treppenhaus Blumentöpfe und 
andere kleinere Dekorationsgegenstände. 
Den Mitbewohnern behagte das nicht, sie 
forderten eine Entfernung des eigenmäch-
tig angebrachten Schmucks. Die Hausord-
nung traf in dieser Hinsicht keine eindeu-
tige Regelung, am Ende mussten sich zwei 
Gerichtsinstanzen damit befassen. Das Ur-
teil: Es handle sich um „ein sozialadäqua-
tes Verhalten“, wenn jemand für ein wenig 
Grün im Treppenhaus sorge, befanden die 
Zivilrichter am Landgericht. Hier liege alles 
im Rahmen des Üblichen, zumal auch keine 
anstößigen Objekte gezeigt oder Rettungs-
wege verengt würden. Den anderen Eigen-
tümern bleibe es unbenommen, selbst 
ebenfalls Pflanzen aufzustellen.
LG Frankfurt/Main
Urteil vom 14. 03. 2019
Az.: 2-13 S 94/18

Eigentümerwechsel war 
bereits beschlossene Sache

Die Zugehörigkeit zu einer Wohnungseigen-
tümergemeinschaft ist gelegentlich schon 
mit einer Ehe verglichen worden, denn da-
mit bindet man sich über viele Jahre, 
manchmal sogar ein ganzes Leben lang, an 
andere Menschen. Deswegen gibt es Son-
derregelungen, wonach die Veräußerung 
eines Objekts der Zustimmung der übrigen 
Mitglieder bedarf. Allerdings muss irgend-
wann auch Rechtssicherheit herrschen. Der 
Fall: Alle aktuellen Mitglieder einer Woh-
nungseigentümergemeinschaft hatten be-
reits gegenüber dem Notar einem Eigentü-
merwechsel zugestimmt. Nach diesem Zeit-
punkt änderte sich allerdings die Zusam-
mensetzung der Gemeinschaft und es kam 
die Frage auf, ob nun ein weiteres Mal eine 

Zustimmung einzuholen sei. Das Urteil: Es 
sei „nicht gerechtfertigt, trotz Vorliegens 
der Zustimmung aller zum maßgeblichen 
Zeitpunkt des Zugangs der Zustimmungs
erklärung als Eigentümer eingetragenen 
Wohnungseigentümer“ später noch mal 
eine Eigentümerversammlung damit zu be-
fassen. So hieß es im Urteil des zuständi-
gen Zivilsenats. Das bedeutete: Es blieb 
ungeachtet der Beanstandungen bei der 
Zulässigkeit des Eigentümerwechsels.
OLG Frankfurt
Urteil vom 17. 04. 2018
Az.: 20 W 12/18

Wohngemeinschaft per 
Video überwacht

Ein Immobilieneigentümer vermietete eine 
Wohnung an Mitglieder einer Wohngemein-
schaft. Er selbst behielt in dem besagten 
Objekt noch einen Raum als Büro für sich. 
Im Flur der WG war eine Überwachungs
kamera angebracht – und das, obwohl im 
Mietvertrag lediglich von einer Kamera 
„vor der Haustür“ die Rede gewesen war. 
Angesichts dieser dauerhaften, nicht ver-
abredeten Überwachung sprach die Justiz 

nach Information des Infodienstes Recht 
und Steuern der LBS einem der Mieter das 
Recht auf eine fristlose Kündigung zu. 
Die Anbringung der Kamera im Inneren der 
Wohnung sei unter anderem deswegen als 
besonders schwerwiegend zu beurteilen, 
als man davon ausgehen müsse, dass 
Bewohner das Badezimmer „nicht immer 
vollumfänglich bekleidet“ aufsuchten. Die 
ins Feld geführten Sicherheitsargumente 
des Eigentümers könnten hier nicht über-
zeugen. 
AG München
Urteil vom 28. 05. 2019
Az.: 432 C 2881/19 

Trotz Eigenbedarfsklausel 
dauerhafte Gewinnabsicht

Es ist möglich, Verluste aus Vermietung 
und Verpachtung steuerlich geltend zu 
machen. Eigentümer müssen allerdings 
die nachvollziehbare Absicht haben, auf 
Dauer einen Überschuss zu erzielen. Was 
aber geschieht, wenn im Vertrag eine 
Eigenbedarfsklausel – also eine Begren-
zung des Mietverhältnisses – eingebaut 
ist? Damit musste sich die Rechtspre-
chung befassen. 
Ein Eigentümer ließ im Mietvertrag den Pas-
sus einfügen, dass zu einem bestimmten 
(vier Jahre entfernten) Zeitpunkt das Ver-
tragsverhältnis ende, wenn ein konkret be-
zeichneter Eigenbedarf einer Nichte des 
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Vermieters eintrete. Die Situation trat nicht 
ein, weil der Mieter vorzeitig auszog und 
das Objekt verkauft wurde. Das Finanzamt 
bezweifelte daraufhin die dauerhafte Ge-
winnerzielungsabsicht und wollte die Ver-
luste aus Vermietung und Verpachtung 
nicht anerkennen. Die Richter kamen zu 
folgendem Urteil: Es handle sich hier ledig-
lich um eine Befristung für einen Eventual-
fall. Außerdem sei auch bei der Nichte da-
ran gedacht gewesen, einen angemesse-
nen Mietzins zu verlangen. Dass sich uner-
wartet alles geändert habe (Auszug der 
Mieter, kein Einzug der Nichte, Verkauf des 
Objekts), habe sich erst im Laufe der Zeit 
ergeben und ändere nichts an der ursprüng-
lichen Gewinnerzielungsabsicht.
Finanzgericht Hamburg
Urteil vom 12. 09. 2018
Az.: 2 K 151/17

Untervermietung führt nicht 
zwingend zu mehr Miete

Der Gedanke liegt aus Vermietersicht zwar 
nicht fern, dass eine zusätzliche Unterver-
mietung in einer Wohngemeinschaft auch 
höhere Erlöse bringen sollte. Allerdings ist 
eine Klausel im Vertrag, die zwingend einen 
solchen Zuschlag vorsieht, mit Vorsicht zu 
genießen. Sie kann unwirksam sein. Ein 
Mieter fragte den Eigentümer um seine 
Zustimmung zur Untervermietung an. Der 
aber machte das von einem monatlichen 
Zuschlag in Höhe von 26 Euro abhängig. 
Schließlich sei es vertraglich entsprechend 
vereinbart, dass die monatlichen Zahlungen 
in solch einer Situation steigen müssten. 
Diesen Automatismus wollte der Mieter 
nicht akzeptieren, er klagte deswegen vor 
Gericht auf Zustimmung zur Untervermie-
tung auch ohne einen Zuschlag.
In der Entscheidung des Landgerichts Ber-
lin heißt es: Selbst eine stärkere Belegung 
der Wohnung rechtfertige noch nicht zwin-
gend eine höhere Zahlung. Aber das sei 
hier gar nicht so. Schon bei den Vormie-
tern habe genau dieselbe Zahl an Men-
schen in der Wohnung gelebt, wie sie jetzt 
durch die Untervermietung erreicht werde. 
Es sei im konkreten Fall nicht erkennbar, 
dass das Objekt übermäßig oder unzumut-
bar in Anspruch genommen werde und bei 
dem Mieter selbst sei keine Gewinnab-
sicht erkennbar.
LG Berlin
Urteil vom 11. 02. 2019
Az.: 64 S 104/18
Quelle für alle Urteile: LBS Infodienst Recht & 
Steuern

Eigenbedarfskündigung 
nach Trennung
Eine Eigenbedarfskündigung muss der Ver-
mieter korrekt begründen. Dazu gehört die 
Erklärung, welche Person die Wohnung 
künftig nutzen soll und warum. Nicht ausrei-
chend ist es, lediglich auf die Trennung des 
Vermieter-Ehepaares hinzuweisen. Ein Ver-
mieter-Ehepaar hatte sich getrennt. Die 
Wohnung der Mieterin kündigten sie wegen 
Eigenbedarf mit der Begründung „Privat
nutzung durch familiäre Veränderung (Tren-
nung)“. Die Mieterin zog jedoch nicht aus, 
da sie die Kündigung als unwirksam ansah: 
Es ginge daraus nicht konkret hervor, wel-
che Person die Wohnung aus welchem 
Grund nutzen solle. Die Vermieter fanden, 
dass dies nichts ausmache. Sie klagten auf 
Räumung.
Das Amtsgericht Leonberg gab der Mieterin 
recht. Die Eigenbedarfskündigung sei un-
wirksam. Zwar hätten sich die Vermieter 
tatsächlich voneinander getrennt. Trotzdem 
müsse der Vermieter bei einer Kündigung 
wegen Eigenbedarf zwingend die Person 
angeben, die in die Wohnung einziehen soll, 
und genau begründen, warum er diese Woh-
nung für diese Person benötige. Die pau-
schale Begründung im vorliegenden Fall rei-
che nicht aus. Es ginge daraus noch nicht 
einmal hervor, ob überhaupt einer der Ver-
mieter einziehen wolle. Laut § 573 des Bür-
gerlichen Gesetzbuches ist eine Eigenbe-
darfskündigung nur erlaubt, wenn der Ver-
mieter die Wohnung für sich, seine Fami
lienangehörigen oder andere Angehörige 
seines Haushalts, wie zum Beispiel Pflege-
kinder, benötigt. Mit den Familienangehöri-
gen sind nur nahe Verwandte gemeint: 
Onkel und Tanten sind bereits ausgeschlos-
sen. Der Personenkreis ist also streng 
begrenzt. Gibt es in diesem Punkt Unklar-
heiten, ist eine Eigenbedarfskündigung un-
wirksam. Obendrein muss der Vermieter 
auch begründen, warum er ausgerechnet 
diese Wohnung für die betreffende Person 
braucht. Dieser Punkt ist ganz besonders 
wichtig, wenn der Vermieter mehrere Woh-
nungen hat.
AG Leonberg
Urteil vom 16. 05. 2019
Az.: 8 C 34/19 Quelle: ERGO Rechtsschutz 
Leistungs-GmbH
� (Red.)
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